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7. Wahlperiode no .n ,, 


Sachgebiet 2030 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Carstens (Fehmarn), Dr. Narjes, 

Vogel (Ennepetal), Berger, Wagner (Günzburg), Dr. Lenz (Bergstraße), 

Dr. Wittmann (München), Dr. Miltner, Picard, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
und Genossen 


betr. vorzeitige Zurruhesetzung im Auswärtigen Dienst 


Im Anschluß an die Behandlung des Fragenkreises in der Fra- 
gestunde des Deutschen Bundestages am 15. Juni 1973 und zur 
Vorbereitung der vom Parlamentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen angebotenen vertraulichen 
Erörterung in den zuständigen Ausschüssen fragen wir die Bun- 
desregierung: 

1. Wie viele politische Beamte des Auswärtigen Dienstes 
wurden 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode, 

b) während der 6. Legislaturperiode 1969 bis 1972, 

c) während der 1., 2., 3., 4. und 5. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages 1949 bis 1969 

unter Berufung auf § 36 BBG in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzt? 

Welche Gründe waren jeweils maßgebend? In wie vielen 
Fällen war insbesondere 

— das Alter, 

— die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutsch- 
landpolitik der amtierenden Regierung) 

der Betroffenen Grund der Maßnahme? 

2. Wie viele politische Beamte des Auswärtigen Dienstes 
schieden 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode, 

b) während der 6. Legislaturperiode, 

c) während der 1., 2., 3., 4. und 5. Legislaturperiode 1949 
bis 1969 

über Frage 1 hinaus vorzeitig aus dem Dienst aus, etwa auf 
eigenen Antrag gemäß § 42 Abs. 3 BBG? 

In wie vielen dieser Fälle war dem Antrag der Betroffenen 
eine mündliche oder schriftliche Mitteilung des Auswärti- 
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gen Amtes vorausgegangen, durch welche sie vor die Wahl 
zwischen „freiwilligem" vorzeitigen Ruhestand oder einst- 
weiligem Ruhestand gemäß § 36 BBG gestellt wurden? 

Welche Gründe waren in den letztgenannten Fällen für die 
Einwirkung des Auswärtigen Amtes maßgebend? 

In wie vielen Fällen war insbesondere 

— das Alter, 

— die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutsch- 
landpolitik der amtierenden Regierung) 

der Betroffenen Grund des Vorgehens? 

Wurden zwecks Erreichung von „eigenen Anträgen“ auf 
vorzeitigen Ruhestand Beförderungen oder sonstige For- 
men des Entgegenkommens in Aussicht gestellt? 


3. Wie viele Beamte des Auswärtigen Dienstes werden gemäß 
den Planungen des Auswärtigen Amtes 

a) während des Restes des Jahres 1973, 

b) im Jahr 1974, 

c) im Jahr 1975, 

d) im Jahr 1976 

— in den einstweiligen Ruhestand versetzt, 

— durch mündliche oder schriftliche Mitteilung vor die 
Wahl zwischen „freiwilligem“ Ruhestand („auf eigenen 
Antrag") gemäß § 42 Abs. 3 BBG und einstweiligem 
Ruhestand gemäß § 36 BBG gestellt oder in vergleich- 
barer Weise zum vorzeitigen Verlassen des Dienstes 
veranlaßt? 

Welche Gründe sind jeweils maßgebend? In wie vielen 
Fällen ist insbesondere 

— das Alter, 

— die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutsch- 
landpolitik der amtierenden Regierung) 

der Betroffenen Grund des Vorgehens? 

4. Wieviel Prozent der ausgeschiedenen politischen Beamten 
des Auswärtigen Dienstes 

— traten mit Erreichung der Altersgrenze in den Ruhe- 
stand, 

— schieden durch Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand oder nach einer Einwirkung vorzeitig aus dem 
Dienst aus, 

— starben im Dienst, 
und zwar jeweils: 

a) vom 20, November 1972 bis heute, 

b) 1969 bis 1972 (6. Legislaturperiode), 

c) 1949 bis 1969 (1. bis 5. Legislaturperiode)? 
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5. Sind die in den Fragen 2 a) und 3 a) und b) genannten 
Beamten persönlich gehört worden, bevor sie vor die Wahl 
zwischen eigenem Antrag und Versetzung in den einstwei- 
ligen Ruhestand gestellt wurden? Wenn ja, in welcher 
Form? 

6. Seit wann waren oder sind die in den Fragen 2 a) und 3 a) 
und b) genannten Beamten, soweit es sich um die „Notwen- 
digkeit zur Neubesetzung" (so Parlamentarischer Staats- 
sekretär Moersch in der Fragestunde vom 15. Juni 1973) 
handelte oder handeln wird, jeweils auf ihrem derzeitigen 
Dienstposten tätig? 

7. Sind Fälle bekannt, in denen die Abberufung der in den 
Fragen 2 a) und 3 a) und b) genannten Beamten eine unwill- 
kommene Überraschung der Gastlandregierung, von für die 
politischen Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
wichtigen Kreisen des Gastlandes oder von politischen In- 
stitutionen gewesen ist? 

Wie wird ausgeschlossen, daß Dritte (auch die Öffentlich- 
keit) im In- und Ausland die veranlaßte oder verfügte vor- 
zeitige Versetzung ausgewählter Beamter in den Ruhestand 
als Folge von Mängeln oder Verfehlungen der Betroffenen 
oder als Diskriminierung verstehen können? 

8. Wie sind die unter 1 a), 2 a) und 3 a) und b) genannten 
Maßnahmen mit der auf dem Sachvortrag des Auswärtigen 
Amtes beruhenden Feststellung im Urteil des Verwaltungs- 
gerichtes Köln vom 7. Juni 1972 vereinbar, die Maßnahmen 
gegen die dortigen Kläger seien eine einmalige, nicht wie- 
derholte Aktion gegen die Überalterung des Auswärtigen 
Dienstes? 

9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß § 36 BBG eine Ausnahmebestimmung ist, aus der 
eine ständige und umfangreiche Praxis nicht entwickelt 
werden darf, d. h., daß diese Ausnahmeklausel aus 
rechtsstaatlichen Gründen nicht ausgeweitet werden 
darf, 

b) daß durch die Entwicklung des Besoldungsgefüges ein 
erheblich größerer Anteil der Beamten des höheren Aus- 
wärtigen Dienstes in den Bereich der „politischen Beam- 
ten" nach § 36 BBG hineingewachsen ist, als es bei Erlaß 
des Gesetzes der Fall war und der damaligen Entschei- 
dung des Gesetzgebers zugrunde lag, 

c) daß im Falle einer generellen Verjüngungsabsicht für 
den Auswärtigen Dienst dem Gesetzgeber offen die 
Frage einer früheren Altersgrenze - ggf. mit Verlänge- 
rungsmöglichkeit - zur Entscheidung vorgelegt werden 
müßte? 
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10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß politische 
Beamte - auch des Auswärtigen Dienstes - das Recht haben, 
etwaige Folgen ihres besonderen politischen Status mit Ab- 
geordneten des Deutschen Bundestages zu erörtern, wenn 
sie Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit der Anwendung des 
§ 36 BBG gegen ihre Person haben? 


Bonn, den 3. Oktober 1973 


Dr. Mertes (Gerolstein) 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Dr. Narjes 
Vogel (Ennepetal) 

Berger 

Wagner (Günzburg) 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Dr. Wittmann (München) 

Dr. Miltner 
Picard 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Abelein 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Hauser (Bonn-Bad Godesberg) 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Heck 
Hösl 

Dr. Jaeger 
Dr. Jenninger 
Dr. Marx 
Dr. Mikat 
Rawe 

Reddemann 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Seilers 
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Baron von Wrangel 
Dr. Zimmermann 
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